
 

  

S 16 EG 19/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Kindergeld-/Erziehungsgeldangelegenheit

en
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Elterngeld

Einkommensermittlung
nichtselbstständige Erwerbstätigkeit
monatlicher Zahlungszeitraum des
Grundgehalts
Berücksichtigung von ebenfalls monatlich
gezahlten Provisionen als laufender
Arbeitslohn
Entfallen der Bindungswirkung der
Lohnsteueranmeldung bei nachfolgendem
Einkommensteuerbescheid
Erhöhung des Elterngelds durch
monatliche Provisionen im
Bemessungszeitraum
korrespondierende Minderung des
Elterngelds durch monatliche Provisionen
im Bezugszeitraum
Berücksichtigung einer Lohnnachzahlung
im Elterngeldbezug
strenges Zuflussprinzip
sozialgerichtliches Verfahren
Zulässigkeit eines Grundurteils im
Höhenstreit
Zurückverweisung

Leitsätze Fortlaufend und wiederkehrend
ausgekehrte Provisionen erhöhen den
Elterngeldanspruch, wenn sie im
Bemessungszeitraum gezahlt werden,
und mindern ihn spiegelbildlich bei
Zahlung im Bezugszeitraum.

Normenkette BEEG § 2c Abs 1 S 2
BEEG § 2c Abs 3 S 1
BEEG § 2 Abs 3 S 1
BEEG § 8 Abs 3
EStG § 38a Abs 1 S 3
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EStG § 38a Abs 3
EStG § 46
AO § 124 J: 1977
AO § 166 J: 1977
AO § 168 S 1 J: 1977
BGB § 611 Abs 1
HGB § 87c Abs 1
HGB § 65
SGB X § 20
SGG § 130 Abs 1 S 1
SGG § 170 Abs 2 S 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 EG 19/17
Datum 20.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 EG 40/18
Datum 26.02.2019

3. Instanz

Datum 25.06.2020

Auf die Revision des beklagten Freistaats wird das Urteil des Bayerischen
Landessozialgerichts vom 26. Februar 2019 aufgehoben und der Rechtsstreit zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses Gericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

1

Der KlÃ¤ger begehrt hÃ¶heres Elterngeld unter BerÃ¼cksichtigung von monatlich
ausgezahlten Provisionen.

2

Der KlÃ¤ger ist Vater des am 10.3.2017 geborenen Kindes J. WÃ¤hrend des
Bezugszeitraums lebte er mit der Mutter und seinem Sohn in einem gemeinsamen
Haushalt in Deutschland, betreute und erzog seinen Sohn selbst und Ã¼bte keine
ErwerbstÃ¤tigkeit aus.

3

Vor (und nach) der Geburt des Sohnes arbeitete der KlÃ¤ger in abhÃ¤ngiger
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BeschÃ¤ftigung als AutoverkÃ¤ufer. Auf der Basis des Arbeitsvertrages erhielt er im
Jahr 2016 ausweislich der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen ua eine feste
VergÃ¼tung iHv 1000 Euro pro Monat. ZusÃ¤tzlich waren im Arbeitsvertrag
Provisionen fÃ¼r FahrzeugverkÃ¤ufe (Festprovisionen, ZubehÃ¶rprovisionen,
Finanzierungsprovisionen) vorgesehen, die sich im Jahr 2016 zwischen 950 Euro und
4315,50 Euro pro Monat bewegten. Diese Provisionen wurden ausweislich der Lohn-
und Gehaltsbescheinigungen von dem Arbeitgeber lohnsteuerrechtlich als sonstige
BezÃ¼ge behandelt. In Bezug auf den Zahlungszeitpunkt war vereinbart, dass die
VergÃ¼tung "am Letzten eines Monats" fÃ¤llig ist. Des Weiteren betrieb der
KlÃ¤ger als Einzelunternehmer einen Gewerbebetrieb. Der
Einkommensteuerbescheid fÃ¼r 2016 erging am 28.6.2017.

4

Mit vorlÃ¤ufigem Bescheid vom 16.5.2017 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger
antragsgemÃ¤Ã� Elterngeld fÃ¼r den ersten (10.3. bis 9.4.2017) und den zwÃ¶lften
Lebensmonat (10.2. bis 9.3.2018) seines Sohnes. Die monatlichen Leistungen
betrugen in beiden Bezugsmonaten jeweils 587,86 Euro. Als Bemessungszeitraum
zog der Beklagte das Kalenderjahr 2016 heran. Die Provisionen berÃ¼cksichtigte er
bei der Bemessung des Elterngelds nicht.

5

Der Beklagte wies den Widerspruch des KlÃ¤gers mit Widerspruchsbescheid vom
13.6.2017 zurÃ¼ck. Die Provisionen seien vom Arbeitgeber jeweils als "sonstiger
Bezug" im Lohnsteuerabzugsverfahren behandelt worden und daher nicht
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig.

6

Das SG hat mit Gerichtsbescheid vom 20.9.2018 die Klage unter Hinweis auf die
Bindungswirkung der Lohnsteueranmeldung des Arbeitgebers abgewiesen. Das LSG
hat mit Urteil vom 26.2.2019 den Beklagten zur Zahlung hÃ¶heren Elterngelds
unter BerÃ¼cksichtigung der Provisionen verurteilt. Die monatlichen
Provisionszahlungen seien als laufender Arbeitslohn bei der Bemessung des
Elterngelds zu berÃ¼cksichtigen. Die Anmeldung der Provisionen zur Lohnsteuer als
sonstige BezÃ¼ge sei materiell unzutreffend gewesen. Eine Bindungswirkung der
Lohnsteueranmeldung kÃ¶nne es fÃ¼r das Elterngeldrecht nicht geben.

7

Mit seiner Revision rÃ¼gt der Beklagte eine Verletzung von Â§ 2c Abs 1 Satz 2 des
Gesetzes zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz
â�� BEEG). Die Behandlung von Entgeltbestandteilen im
Lohnsteuerabzugsverfahren binde die Beteiligten des Elterngeldverfahrens. Daher
komme es nicht darauf an, ob die Provisionen des KlÃ¤gers materiell-rechtlich als
sonstige BezÃ¼ge zu betrachten seien. Im Ã�brigen sei die Richtigkeitsvermutung
der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen nicht widerlegt.
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8

Der beklagte Freistaat beantragt,

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 26. Februar 2019 aufzuheben
und die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
WÃ¼rzburg vom 20. September 2018 zurÃ¼ckzuweisen.

9

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

10

Er verteidigt das angegriffene LSG-Urteil.

II

11

Die Revision des Beklagten ist im Sinne der Aufhebung des angefochtenen Urteils
und der ZurÃ¼ckverweisung zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
LSG begrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Der Senat konnte ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil entscheiden, weil beide Beteiligten sich damit
einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124 Abs 2, Â§ 153 Abs 1, Â§ 165 Satz 1 SGG).

12

Das LSG hat im Ergebnis zutreffend entschieden, dass die an den KlÃ¤ger gezahlten
Provisionen als laufender Arbeitslohn bei der Elterngeldbemessung zu
berÃ¼cksichtigen sind. Dennoch reichen die Feststellungen des LSG nicht aus, um
abschlieÃ�end zu entscheiden, ob dem KlÃ¤ger fÃ¼r das begehrte Grundurteil im
HÃ¶henstreit mit der nÃ¶tigen Wahrscheinlichkeit mehr Elterngeld als bisher
bewilligt zusteht. Denn spiegelbildlich zum Bemessungszeitraum sind auch im
Bezugszeitraum Einnahmen des KlÃ¤gers â�� etwa durch
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Provisionen â�� zu beachten, die in diesem Zeitraum
leistungsmindernd wirken.

13

Zwar erfÃ¼llt der KlÃ¤ger die Grundvoraussetzungen fÃ¼r einen
Elterngeldanspruch nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 BEEG (dazu unter A). Auch sind die im
Bemessungszeitraum bezogenen Provisionen des KlÃ¤gers nach den materiellen
lohnsteuerrechtlichen Vorgaben nicht als sonstige BezÃ¼ge, sondern als laufender
Arbeitslohn zu behandeln (dazu unter B). Dem steht die Bestandskraft der
Lohnsteueranmeldungen nicht entgegen, mit denen der Arbeitgeber die Provisionen
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fehlerhaft als sonstige BezÃ¼ge angemeldet hatte. Denn die Bindungswirkung der
Lohnsteueranmeldungen ist mit dem gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger ergangenen
Einkommensteuerbescheid fÃ¼r das Jahr 2016 entfallen (dazu unter C). Jedoch
fehlen ausreichende Feststellungen fÃ¼r eine Entscheidung, ob die
Voraussetzungen fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige Bewilligung hÃ¶heren Elterngelds trotz
Einkommens des KlÃ¤gers im Bezugszeitraum â�� insbesondere aufgrund von
Provisionen â�� weiterhin erfÃ¼llt sind (dazu unter D).

14

A. Dem KlÃ¤ger steht dem Grunde nach Elterngeld fÃ¼r den ersten und den
zwÃ¶lften Lebensmonat seines Sohnes (10.3. bis 9.4.2017 und 10.2. bis 9.3.2018)
zu. Er erfÃ¼llt die Grundvoraussetzungen des Elterngeldanspruchs nach Â§ 1 Abs 1
Satz 1 BEEG (in der hier maÃ�geblichen ab dem 1.1.2015 geltenden Fassung durch
das Gesetz zur EinfÃ¼hrung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus und einer
flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 18.12.2014, 
BGBl I 2325). Wie in Â§ 1 Abs 1 Satz 1 Nr 1 bis 4 BEEG vorausgesetzt, hatte der
KlÃ¤ger nach den fÃ¼r den Senat bindenden tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG
(Â§ 163 SGG) im Bezugszeitraum des Elterngelds seinen Wohnsitz in Deutschland,
lebte in einem Haushalt mit dem von ihm selbst betreuten und erzogenen Kind und
Ã¼bte im Bezugszeitraum keine (volle) ErwerbstÃ¤tigkeit iS von Â§ 1 Abs 6 BEEG
(idF des Gesetzes vom 18.12.2014, aaO) aus.

15

B. Die von Januar bis Dezember 2016 monatlich und ohne LÃ¼cken
aufeinanderfolgend gezahlten Provisionen sind bei der Bemessung der HÃ¶he des
Elterngeldanspruchs zu berÃ¼cksichtigen.

16

Die HÃ¶he des Elterngelds bemisst sich nach Â§ 2 BEEG (idF des Gesetzes vom
18.12.2014, aaO). Wie Â§ 2 Abs 1 Satz 1 BEEG insoweit bestimmt, wird Elterngeld
iHv 67 Prozent des Einkommens aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt des Kindes
gewÃ¤hrt. Es wird bis zu einem HÃ¶chstbetrag von 1800 Euro fÃ¼r volle Monate
gezahlt, in denen die berechtigte Person kein Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit
erzielt. War das Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt hÃ¶her als 1200
Euro, sinkt der Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte fÃ¼r je zwei Euro,
um die dieses Einkommen den Betrag von 1200 Euro Ã¼berschreitet, auf bis zu 65
Prozent (Â§ 2 Abs 1, Abs 2 Satz 2 BEEG idF des Gesetzes vom 18.12.2014, aaO).

17

1. Als Bemessungszeitraum hat der Beklagte zutreffend den Zeitraum von Januar
bis Dezember 2016 herangezogen. Wurde â�� wie hier â�� vor der Geburt des
Kindes sowohl Einkommen aus nichtselbststÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit iS von Â§ 2c
BEEG erzielt als auch Einkommen aus selbststÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit iS von Â§
2d BEEG, sind gemÃ¤Ã� Â§ 2b Abs 3 BEEG (idF des Gesetzes vom 18.12.2014, aaO)
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fÃ¼r die Ermittlung des Einkommens â�� abweichend von Â§ 2b Abs 1 BEEG â��
insgesamt die steuerlichen GewinnermittlungszeitrÃ¤ume maÃ�geblich, die dem
letzten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des
Kindes zugrunde liegen. Der letzte abgeschlossene steuerliche
Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Sohnes des KlÃ¤gers war nach den
Feststellungen des LSG das Wirtschaftsjahr 2016, das hier dem Kalenderjahr 2016
entspricht (vgl Einkommensteuerbescheid vom 28.6.2017 fÃ¼r das Jahr 2016 und
Â§ 4a Abs 1 Satz 2 Nr 3 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG)).

18

2. Das Bemessungseinkommen hat der Beklagte indes zu niedrig festgesetzt. Denn
zum maÃ�geblichen Einkommen des KlÃ¤gers aus nichtselbststÃ¤ndiger
ErwerbstÃ¤tigkeit im Bemessungszeitraum gehÃ¶ren auch die regelmÃ¤Ã�ig und
lÃ¼ckenlos von Januar bis Dezember 2016 von dem Arbeitgeber gezahlten
Provisionen. Es handelt sich um positive EinkÃ¼nfte aus nichtselbststÃ¤ndiger
Arbeit iS von Â§ 2 Abs 1 Satz 1 Nr 4, Â§ 8 Abs 1 Satz 1 EStG, die der KlÃ¤ger im
Bemessungszeitraum erhalten hat und die im Inland zu versteuern sind (Â§ 2 Abs 1
Satz 3 Nr 1 BEEG idF des Gesetzes vom 18.12.2014, aaO).

19

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, dass die an den KlÃ¤ger gezahlten
Provisionen nach den materiellen lohnsteuerrechtlichen Vorgaben als laufender
Arbeitslohn zu behandeln sind, weil der Arbeitgeber sie nicht abweichend von dem
vereinbarten monatlichen Lohnzahlungszeitraum in monatlichen AbstÃ¤nden und
lÃ¼ckenlos gezahlt hat.

20

Â§ 2c Abs 1 Satz 2 BEEG (idF des Gesetzes vom 18.12.2014, aaO) sieht vor, dass
solche Einnahmen nicht berÃ¼cksichtigt werden, die im
Lohnsteuerabzugsverfahren nach den lohnsteuerlichen Vorgaben als sonstige
BezÃ¼ge zu behandeln sind. FÃ¼r die Beantwortung der Frage, ob ein
Einkommensbestandteil ein sonstiger Bezug iS des Â§ 2c Abs 1 Satz 2 BEEG ist,
kommt es allein auf die einschlÃ¤gige lohnsteuerrechtliche Begriffsbestimmung an
(dazu unter a). Danach stellen sonstige BezÃ¼ge solche Entgeltbestandteile dar,
deren ZahlungszeitrÃ¤ume von dem als Regel vorgesehenen Zahlungsturnus fÃ¼r
Arbeitslohn nicht nur unerheblich abweichen (dazu unter b). Nach diesen
MaÃ�stÃ¤ben handelt es sich bei den dem KlÃ¤ger von Januar bis Dezember 2016
monatlich zugeflossenen Provisionen nicht um sonstige BezÃ¼ge iS des Â§ 2c Abs 1
Satz 2 BEEG, sodass diese Einnahmen bei der Bemessung des Elterngelds zu
berÃ¼cksichtigen sind (dazu unter c).

21

a) Allein die einschlÃ¤gige lohnsteuerrechtliche Begriffsbestimmung entscheidet
darÃ¼ber, ob ein Einkommensbestandteil als sonstiger Bezug iS des Â§ 2c Abs 1
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Satz 2 BEEG elterngeldrechtlich unbeachtlich ist. Im Bemessungszeitraum bezogene
Einkommensbestandteile, die lohnsteuerrechtlich sonstige BezÃ¼ge sind, sind dies
auch elterngeldrechtlich (stRspr, zB Senatsurteil vom 25.6.2020 â�� B 10 EG 3/19 R
â�� zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen, RdNr 21 f mwN).

22

b) Sonstige BezÃ¼ge iS des Â§ 2c Abs 1 Satz 2 BEEG sind nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Senats unter BerÃ¼cksichtigung der materiellen
lohnsteuerrechtlichen Vorgaben solche Entgeltbestandteile, deren
ZahlungszeitrÃ¤ume von dem als Regel vorgesehenen Zahlungsturnus fÃ¼r
Arbeitslohn nicht nur unerheblich abweichen. MaÃ�geblich ist die Abweichung von
dem Lohnzahlungszeitraum, den die Vertragsparteien arbeitsrechtlich zugrunde
gelegt haben (stRspr, zB Senatsurteil vom 25.6.2020 â�� B 10 EG 3/19 R â�� zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen, RdNr 23 mwN). Ist also zB fÃ¼r
die Zahlung eines Grundgehalts ein monatlicher Zahlungszeitraum vereinbart, ist
auch bei anderen Entgeltbestandteilen eine lÃ¼ckenlose monatliche Zahlung im
Bemessungszeitraum erforderlich, um diese als laufenden Arbeitslohn betrachten zu
kÃ¶nnen (Senatsurteil vom 25.6.2020 â�� B 10 EG 3/19 R, aaO).

23

c) Nach diesen Vorgaben sind die an den KlÃ¤ger gezahlten Provisionen in der Zeit
zwischen Januar und Dezember 2016 als laufender Arbeitslohn und nicht als
sonstige BezÃ¼ge zu behandeln. Denn die Provisionen wurden lÃ¼ckenlos in
monatlichen AbstÃ¤nden abgerechnet und gezahlt; das entspricht dem zwischen
dem KlÃ¤ger und seinem Arbeitgeber vereinbarten monatlichen
Lohnzahlungszeitraum.

24

Nach den nicht angegriffenen Feststellungen des LSG (Â§ 163 SGG) handelt es sich
bei diesen Provisionen um regelmÃ¤Ã�ig anfallende VergÃ¼tungsbestandteile, die
sich ausschlieÃ�lich auf monatliche LohnzahlungszeitrÃ¤ume beziehen, die im
Kalenderjahr der Zahlung enden (vgl Lohnsteuer-Richtlinien (LStR) 2015 R Â§ 39b.2
Abs 1). Wie das LSG weiter fÃ¼r den Senat bindend festgestellt hat, hatte der
KlÃ¤ger monatlich Anspruch auf Zahlung eines Grundgehalts (Festlohns) und
ebenso monatlich auf Zahlung der Provisionen. Danach stellte der monatliche
Lohnzahlungszeitraum des Festlohns den Regelfall dar, der auch von den
Provisionszahlungen eingehalten wurde. Bezogen auf den maÃ�geblichen
vereinbarten Lohnzahlungszeitraum wurden sie wie vereinbart lÃ¼ckenlos und
regelmÃ¤Ã�ig monatlich gezahlt. Auf eine regelmÃ¤Ã�ig gleichbleibende HÃ¶he
kommt es fÃ¼r die Zuordnung der Entgeltbestandteile als laufender Arbeitslohn
nicht an (Senatsurteil vom 29.6.2017 â�� B 10 EG 5/16 R â�� SozR 4-7837 Â§ 2 Nr
32 RdNr 32; Senatsurteil vom 26.3.2014 â�� B 10 EG 14/13 R â�� BSGE 115, 198 =
SozR 4-7837 Â§ 2 Nr 25, RdNr 21).

25
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C. Die fehlerhafte Anmeldung und Behandlung der monatlichen Provisionen im
Lohnsteuerabzugsverfahren als sonstige BezÃ¼ge durch den Arbeitgeber steht der
BerÃ¼cksichtigung der Provisionen als laufender Arbeitslohn bei der Bemessung
des Elterngelds hier nicht entgegen.

26

Einer bestandskrÃ¤ftig gewordenen Lohnsteueranmeldung des Arbeitgebers kommt
zwar nach der Rechtsprechung des Senats grundsÃ¤tzlich eine Bindungswirkung
auch im Elterngeldverfahren zu (dazu unter 1.). Allerdings besteht diese
Bindungswirkung bereits nach der bisherigen Senatsrechtsprechung nicht
ausnahmslos. Ihre Reichweite ist als Ausdruck des steuerakzessorischen
Regelungskonzepts des BEEG begrenzt. Die ElterngeldbehÃ¶rde kann sich
insbesondere dann nicht mehr auf die Bindungswirkung der Lohnsteueranmeldung
berufen, wenn die Lohnsteueranmeldung â�� wie hier â�� aufgrund eines
nachfolgenden Einkommensteuerbescheids nicht mehr Grundlage der Besteuerung
ist (dazu unter 2.).

27

1. Der Inhalt einer bestandskrÃ¤ftig gewordenen Lohnsteueranmeldung des
Arbeitgebers (Â§ 41a EStG) bindet im Regelfall auch die Beteiligten des
Elterngeldverfahrens. Kraft der gesetzlichen Rechtsfolgenverweisung des Â§ 2c Abs
1 Satz 2 BEEG mÃ¼ssen sie den Inhalt einer solchen Lohnsteueranmeldung als
feststehend hinnehmen. Sie haben insbesondere die dadurch erfolgte Einordnung
von Lohn- oder Gehaltsbestandteilen als sonstiger Bezug oder laufender Arbeitslohn
nicht mehr daraufhin zu Ã¼berprÃ¼fen, ob sie dem materiellen Lohnsteuerrecht
entspricht (Senatsurteil vom 14.12.2017 â�� B 10 EG 4/17 R â�� SozR 4-7837 Â§ 2c
Nr 1 RdNr 35, 37; Senatsurteil vom 14.12.2017 â�� B 10 EG 7/17 R â�� BSGE 125,
62 = SozR 4-7837 Â§ 2c Nr 2, RdNr 34, 36).

28

Der Senat sieht keinen Anlass, von dieser zu Â§ 2c Abs 1 Satz 2 BEEG ergangenen
Rechtsprechung zur grundsÃ¤tzlichen Bindungswirkung einer bestandskrÃ¤ftigen
Lohnsteueranmeldung des Arbeitgebers im Elterngeldrecht abzuweichen (vgl dazu
Senatsurteil vom 25.6.2020 â�� B 10 EG 3/19 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE
und SozR vorgesehen, RdNr 29 f).

29

2. Bei der vom Gesetzgeber gewollten steuerakzessorischen Betrachtungsweise im
Rahmen der elterngeldrechtlichen Behandlung der Einnahmen aus
nichtselbststÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit kann eine Bindungswirkung der
Lohnsteueranmeldung des Arbeitgebers jedoch nicht ausnahmslos angenommen
werden (vgl Senatsurteil vom 25.6.2020 â�� B 10 EG 3/19 R â�� zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen, RdNr 31 f mwN).
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30

Diese Rechtsprechung fÃ¼hrt der Senat fort. Bestehen greifbare Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass die inhaltlichen Festsetzungen aus dem Lohnsteuerabzugsverfahren
nicht mehr Grundlage der Besteuerung der Einnahmen des Arbeitnehmers aus
nichtselbststÃ¤ndiger Arbeit sind, mÃ¼ssen die ElterngeldbehÃ¶rden bei eigenen
Bedenken oder EinwÃ¤nden des Elterngeldberechtigten gegen die
lohnsteuerrechtliche Einordnung von VergÃ¼tungsbestandteilen ebenfalls in eine
eigenstÃ¤ndige steuerrechtliche PrÃ¼fung eintreten. Ist die Lohnsteueranmeldung
wegen eines nachfolgenden Einkommensteuerbescheids nicht mehr Grundlage der
Besteuerung, kann sich die ElterngeldbehÃ¶rde nicht mehr auf die Bindungswirkung
der Lohnsteueranmeldung berufen. Besteht aber steuerrechtlich keine Bindung
mehr an das in Â§ 2c Abs 1 Satz 2 BEEG in Bezug genommene
Lohnsteuerabzugsverfahren, ist die ElterngeldbehÃ¶rde aus eigener Kompetenz zur
PrÃ¼fung verpflichtet (vgl Â§ 26 Abs 1 BEEG iVm Â§ 20 SGB X), ob der in Rede
stehende Lohn- oder Gehaltsbestandteil nach den materiellen lohnsteuerrechtlichen
Vorgaben zu Recht als sonstiger Bezug behandelt worden ist (vgl dazu ausfÃ¼hrlich
Senatsurteil vom 25.6.2020 â�� B 10 EG 3/19 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE
und SozR vorgesehen, RdNr 33 ff).

31

Diese Konstellation ist vorliegend gegeben. Wegen des gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger
ergangenen Einkommensteuerbescheids fÃ¼r das Jahr 2016 entfalten die
arbeitgeberseitig erfolgten Anmeldungen der Provisionen zur Lohnsteuer als
sonstige BezÃ¼ge fÃ¼r das Jahr 2016 auch im Elterngeldrecht keine
Bindungswirkung mehr.

32

D. Nicht feststeht, ob dem KlÃ¤ger mit der fÃ¼r ein Grundurteil im HÃ¶henstreit
erforderlichen Wahrscheinlichkeit mehr als das bisher vorlÃ¤ufig bewilligte
Elterngeld zusteht.

33

Nach Â§ 130 Abs 1 Satz 1 SGG kann zur Leistung nur dem Grunde nach verurteilt
werden, wenn gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs 4 oder 5 SGG eine Leistung in Geld begehrt wird,
auf die ein Rechtsanspruch besteht. Die Bestimmung setzt einen Anspruch auf
Geldleistungen voraus und erlaubt ein Grundurteil nur wegen der HÃ¶he derartiger
Leistungen (BSG Urteil vom 8.8.2001 â�� B 9 VG 1/00 R â�� BSGE 88, 240, 246 = 
SozR 3-3800 Â§ 1 Nr 20 S 90 = juris RdNr 25; BSG Beschluss vom 27.9.2018 â�� B 9
V 16/18 B â�� juris RdNr 8). Darauf ist die Klage des KlÃ¤gers gerichtet, der mit
seiner kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 1 und 4, Â§ 56
SGG) unter BerÃ¼cksichtigung der zwischen Januar und Dezember 2016 an ihn
gezahlten Provisionen hÃ¶here Leistungen im Verfahren der vorlÃ¤ufigen
Elterngeldbewilligung begehrt (vgl zum VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalt nach Â§ 8 Abs 3
BEEG zB Senatsurteil vom 13.12.2018 â�� B 10 EG 9/17 R â�� juris RdNr 13 f mwN).
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Von der grundsÃ¤tzlichen ZulÃ¤ssigkeit eines solchen Grundurteils in einem
HÃ¶henstreit geht der Senat in stÃ¤ndiger Rechtsprechung aus (vgl zB Senatsurteil
vom 27.6.2019 â�� B 10 EG 1/18 R â�� SozR 4-7837 Â§ 2 Nr 33 RdNr 10 mwN, auch
zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen). Allerdings muss dafÃ¼r eine so
umfassende SachaufklÃ¤rung zu Grund und HÃ¶he des Anspruchs erfolgen, dass
mit Wahrscheinlichkeit von einer hÃ¶heren Leistung ausgegangen werden kann
(BSG Urteil vom 16.4.2013 â�� B 14 AS 81/12 R â�� SozR 4-4225 Â§ 1 Nr 2 RdNr 10;
BSG Urteil vom 9.12.2004 â�� B 7 AL 24/04 R â�� BSGE 94, 109 = SozR 4-4220 Â§ 3
Nr 1 RdNr 5 = juris RdNr 12). Dabei muss das Gericht auch die Punkte prÃ¼fen, die
von den Beteiligten nicht ausdrÃ¼cklich thematisiert worden sind. Welche dies im
Einzelnen sind, hÃ¤ngt vom jeweiligen Streitgegenstand, also vom erhobenen
Anspruch iS des Â§ 123 SGG ab (BSG Beschluss vom 27.9.2018 â�� B 9 V 16/18 B
â�� juris RdNr 10 mwN). Diese MaÃ�stÃ¤be hat die Vorinstanz nicht hinreichend
beachtet.

34

Zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen ist nicht nur im Bemessungszeitraum
leistungserhÃ¶hend zu beachten, sondern spiegelbildlich ggf auch im
Bezugszeitraum leistungsmindernd in Ansatz zu bringen (dazu unter 1.). Das LSG
hat nicht ausdrÃ¼cklich festgestellt, ob im Rahmen der vorlÃ¤ufigen Bewilligung
nach Â§ 8 Abs 3 BEEG die Prognose eines hÃ¶heren Elterngelds vollumfÃ¤nglich
gerechtfertigt ist oder ob durch zugeflossenes Einkommen im Bezugszeitraum vom
10.3. bis 9.4.2017 und 10.2. bis 9.3.2018 die besonderen Voraussetzungen fÃ¼r die
vorlÃ¤ufige Zahlung von Elterngeld nach MaÃ�gabe des Â§ 8 Abs 3 BEEG entfallen
sind (dazu unter 2.).

35

1. Laufender Arbeitslohn, der im Bezugszeitraum zuflieÃ�t, kann das Elterngeld
mindern und bis auf den Mindestbetrag des Â§ 2 Abs 4 Satz 1 BEEG absinken
lassen.

36

Dazu regelt Â§ 2 Abs 3 Satz 1 BEEG (in der hier maÃ�geblichen Fassung des
Gesetzes zur Vereinfachung des Elterngeldvollzugs vom 10.9.2012, BGBl I 1878),
dass fÃ¼r Monate nach der Geburt des Kindes, in denen die berechtigte Person ein
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit hat, das durchschnittlich geringer ist als das
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt, Elterngeld (nur) in HÃ¶he des
nach Â§ 2 Abs 1 oder 2 BEEG maÃ�geblichen Prozentsatzes des
Unterschiedsbetrages dieser Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit gezahlt wird. Als
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt ist dabei hÃ¶chstens der Betrag
von 2770 Euro anzusetzen (Â§ 2 Abs 3 Satz 2 BEEG in der hier maÃ�geblichen
Fassung des Gesetzes vom 10.9.2012, aaO). Welches Einkommen aus
ErwerbstÃ¤tigkeit als maÃ�gebliches Durchschnittseinkommen vor und auch nach
der Geburt zu berÃ¼cksichtigen ist, ergibt sich aus Â§ 2 Abs 1 Satz 3 iVm Â§Â§ 2c
bis 2f BEEG. Bei Einkommen aus nichtselbststÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit wird
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gemÃ¤Ã� Â§ 2c Abs 1 Satz 2 BEEG nur laufender Arbeitslohn, nicht hingegen
werden sonstige BezÃ¼ge berÃ¼cksichtigt (Senatsurteil vom 13.12.2018 â�� B 10
EG 9/17 R â�� juris RdNr 20 f mwN). Die Ausklammerung sonstiger BezÃ¼ge, die
die Bemessungsgrundlage des Elterngelds mindern, wirkt somit im Bezugszeitraum
begÃ¼nstigend (Senatsurteil vom 14.12.2017 â�� B 10 EG 7/17 R â�� BSGE 125, 62
= SozR 4-7837 Â§ 2c Nr 2, RdNr 45; Senatsurteil vom 14.12.2017 â�� B 10 EG 4/17
R â�� SozR 4-7837 Â§ 2c Nr 1 RdNr 46). Umgekehrt erhÃ¶ht laufender Arbeitslohn
die Bemessungsgrundlage, wÃ¤hrend er im Bezugszeitraum leistungsmindernd
wirken kann. Deshalb erhÃ¶hen als laufender Arbeitslohn ausgekehrte Provisionen
den Elterngeldanspruch, wenn sie im Bemessungszeitraum gezahlt werden,
mindern aber gleichzeitig den Anspruch bei Zahlung im Bezugszeitraum.

37

FÃ¼r die zeitliche Zuordnung des Einkommens aus abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung
(auch) im Bezugszeitraum kommt es nach Â§ 2 Abs 3 Satz 1 BEEG (in der hier
maÃ�geblichen Fassung des Gesetzes vom 10.9.2012, aaO) allein auf den
tatsÃ¤chlichen Zufluss (Eingang) der Zahlung an. Dies ergibt sich schon aus der
durch das Gesetz vom 10.9.2012 (aaO) erfolgten Ersetzung des Wortes "erzielt"
durch das Wort "hat" (vgl Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fÃ¼r
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss) vom 29.5.2012 zu dem
Gesetzentwurf des Bundesrates eines Gesetzes zur Vereinfachung des
Elterngeldvollzugs, BT-Drucks 17/9841 S 18 zu Â§ 2 Abs 3 Satz 1 und Â§ 2 Abs 1
Satz 3 BEEG). Entscheidend ist danach, dass der Elterngeldberechtigte im
Bezugszeitraum die VerfÃ¼gungsmacht Ã¼ber die Einnahme erlangt hat und er
Ã¼ber sie bestimmen kann. Die GrundsÃ¤tze, die der Senat unter Aufgabe seiner
bisherigen Rechtsprechung zum modifizierten Zuflussprinzip bei der
BerÃ¼cksichtigung von Einkommen des Elterngeldberechtigten aus
nichtselbststÃ¤ndiger Arbeit beim Bemessungsentgelt im Bemessungszeitraum
entwickelt hat (vgl Senatsurteil vom 27.6.2019 â�� B 10 EG 1/18 R â�� SozR 4-7837
Â§ 2 Nr 33 RdNr 19 ff, auch zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen; Senatsurteil
vom 27.6.2019 â�� B 10 EG 2/18 R â�� SozR 4-7837 Â§ 2c Nr 5 RdNr 25, auch zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen; Senatsurteil vom 27.6.2019 â�� B 10 EG
3/18 R â�� juris RdNr 29), gelten bei Einkommen im Bezugszeitraum entsprechend
(vgl auch Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fÃ¼r Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss) vom 29.5.2012 zu dem Gesetzentwurf
des Bundesrates eines Gesetzes zur Vereinfachung des Elterngeldvollzugs, BT-
Drucks 17/9841 S 18 zu Â§ 2 Abs 1 Satz 3 BEEG, wonach zB "in der Bezugszeit
zuflieÃ�endes Einkommen, das durch eine ErwerbstÃ¤tigkeit in der Bemessungszeit
erwirtschaftet wurde, als Einkommen wÃ¤hrend der Bezugszeit elterngeldmindernd
zu berÃ¼cksichtigen ist"). Daher sind insbesondere auch Lohn- oder
Gehaltsnachzahlungen wÃ¤hrend des Elterngeldbezugs als Einkommen
elterngeldmindernd in Ansatz zu bringen.

38

Ob der KlÃ¤ger â�� wie vom LSG festgestellt â�� im Bezugszeitraum tatsÃ¤chlich
keine TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt hat, ist im Rahmen des Â§ 2 Abs 3 Satz 1 BEEG
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unerheblich. Â§ 2 Abs 1 und 3 BEEG stellen insoweit allein auf die Summe positiver
EinkÃ¼nfte aus ErwerbstÃ¤tigkeit ab (Senatsurteil vom 13.12.2018 â�� B 10 EG
9/17 R â�� juris RdNr 29).

39

2. Das LSG hat jedoch â�� trotz erheblicher Anhaltspunkte fÃ¼r das Gegenteil â��
keine Feststellungen dazu getroffen, ob die Prognose eines hÃ¶heren Elterngelds
als Voraussetzung fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige Bewilligung nach Â§ 8 Abs 3 BEEG
vollumfÃ¤nglich gerechtfertigt ist, weil die EinkommensverhÃ¤ltnisse weiterhin
unklar sind (vgl hierzu Senatsurteil vom 13.12.2018 â�� B 10 EG 5/17 R â�� BSGE
127, 162 = SozR 4-7837 Â§ 2d Nr 1, RdNr 26).

40

FÃ¼r den Zufluss von laufendem Arbeitseinkommen des KlÃ¤gers im
Bezugszeitraum spricht bereits der Umstand, dass die beiden vom KlÃ¤ger
gewÃ¤hlten BezugszeitrÃ¤ume (10.3. bis 9.4.2017 und 10.2. bis 9.3.2018) jeweils
inmitten von zwei sich Ã¼berschneidenden GehaltsabrechnungszeitrÃ¤umen liegen
(MÃ¤rz/April 2017 und Februar/MÃ¤rz 2018) und gleichzeitig eine FÃ¤lligkeit der
VergÃ¼tung jeweils fÃ¼r das Ende des Monats arbeitsvertraglich vereinbart war.
Dies legt nahe, dass der KlÃ¤ger Ende MÃ¤rz 2017 und Ende Februar 2018 einen
Zufluss von Einkommen gehabt haben dÃ¼rfte (vgl etwa die Lohn- und
Gehaltsbescheinigung vom MÃ¤rz 2017).

41

AuÃ�erdem ist es aufgrund des mit dem Arbeitgeber vereinbarten Modells
unterschiedlicher Provisionen fÃ¼r FahrzeugverkÃ¤ufe in Form von
"Festprovisionen, ZubehÃ¶rprovisionen und Finanzierungsprovisionen" naheliegend,
dass diese Provisionen erst mit einer zeitlichen VerzÃ¶gerung â�� etwa aufgrund
der erforderlichen Abwicklung von Kauf- und/oder FinanzierungsvertrÃ¤gen im
Hinblick auf die verkauften Autos â�� zur konkreten TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
entstehen kÃ¶nnen und somit auch wÃ¤hrend des Elterngeldbezugs.

42

Vor diesem Hintergrund wird das LSG im wiederzuerÃ¶ffnenden Berufungsverfahren
Feststellungen dazu treffen mÃ¼ssen, ob eine fÃ¼r die vorlÃ¤ufige Bewilligung
nÃ¶tige Ungewissheit der EinkommensverhÃ¤ltnisse weiterhin gegeben oder
zwischenzeitlich beseitigt ist und es deshalb (zunÃ¤chst) dem Beklagten obliegen
dÃ¼rfte, eine abschlieÃ�ende Entscheidung herbeizufÃ¼hren, die dann unter
UmstÃ¤nden die bisher vorlÃ¤ufige Bewilligung ersetzt (Â§ 96 SGG; vgl hierzu
Senatsurteil vom 26.3.2014 â�� B 10 EG 4/13 R â�� juris RdNr 12). Ist dem KlÃ¤ger
im Bezugszeitraum zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen zugeflossen, wird auf
dieser Basis unter Anwendung der BerechnungsgrundsÃ¤tze des Â§ 2 Abs 3 BEEG
zu prÃ¼fen sein, ob ein etwaiges Einkommen einem Anspruch auf hÃ¶heres
Elterngeld entgegensteht. Dabei wird auch zu berÃ¼cksichtigen sein, dass bei der
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Elterngeldbemessung der Prozentsatz gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs 1 und 2 BEEG auf 65
Prozent zu reduzieren ist, da der KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung der Provisionen
deutlich Ã¼ber 1200 Euro an durchschnittlichem Einkommen vor der Geburt seines
Sohnes bezogen haben dÃ¼rfte.

43

E. Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.
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